Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/310 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Hirsch, Bals, Bazille, Glombig, 
Höhmann (Hessisch Lichtenau), Frau Schanzenbach, 
und der Fraktion der SPD 


betr. Kriegsopferversorgung - Entwurf eines Dritten 
Neuordnungsgesetzes — 


Im Hinblick auf die Ausführungen des Bundeskanzlers zur 

Kriegsopferversorgung in der Regierungserklärung vom 

10. November 1965 fragen wir die Bundesregierung: 

1. Ist die Bundesregierung bereit, den im Bulletin Nummer 91 
vom 25. Mai 1965 veröffentlichten Beschluß der Bundes- 
regierung zu vollziehen und „im Haushaltsjahr 1966 dem 
Bundesrat und Bundestag ein Drittes Neuordnungsgesetz 
zum Kriegsopferrecht vorzulegen, das die Grundlage für 
eine laufende Angleichung der Rentenleistungen in zwei- 
jährigem Abstand'" bilden soll? 

2. Zu welchem Termin gedenkt die Bundesregierung diesen 
Gesetzentwurf vorzulegen? 

3. Wann soll nach Auffassung der Bundesregierung dieses 
Dritte Neuordnungsgesetz in Kraft treten? 

4. Bedeutet die gemäß Bulletin Nummer 91 vom. 25. Mai 1965 
von der Bundesregierung zugesagte „Angleichung unter 
Berücksichtigung der Entwicklung der wirtschaftlichen Lei- 
stungsfähigkeit und des realen Wachstums der Volkswirt- 
schaft", daß die Vollrente des erwerbunfähigen Beschädig- 
ten an der allgemeinen Bemessungsgrundlage der gesetz- 
lichen Rentenversicherung zu orientieren ist, oder welche 
Vorstellungen hat die Bundesregierung sonst, dieses Ver- 
sprechen zu erfüllen? 

5. Wie will die Bundesregierung die Erklärung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung im Bulletin Num- 
mer 91 vom 25. Mai 1965 verwirklichen, wonach gleichzeitig 
„die einzelnen Renten und sonstigen Leistungen zueinander 
ins richtige Verhältnis gesetzt werden" müssen? 
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6. Welche Vorschläge wird die Bundesregierung zur Anglei- 
chung der Grundrenten vorlegen? 

7. Wird die Bundesregierung in dem Gesetzentwurf vorsehen, 
daß die Witwenrente auf 60 vom Hundert der Rente des 
erwerbsunfähigen Beschädigten festgesetzt wird? 


Bonn, den 16. Februar 1966 
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